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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

 

für mediale Aufmerksamkeit hat diese Woche der Konsens der 

Strukturwandelkommission für einen geordneten Kohleausstieg, 

Klimaschutz und die Interessen der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer gesorgt. Dies ist ein wichtiger und richtiger Schritt. 

Gesetze und Regierungshandeln müssen die Vorschläge nun 

umsetzen und zugleich alle Beteiligten in den Prozess 

einspannen. Der breite gesellschaftliche Konsens ist die Basis für 

das Gelingen dieses Vorhabens, wenn Deutschland ein 

internationales Vorzeigemodell bei der nachhaltigen 

Bekämpfung des Klimawandels darstellen möchte. 

Die Mindestausbildungsvergütung hatten wir in den Koalitions-

verhandlungen durchgesetzt, denn Auszubildende sind die 

Zukunft unserer Betriebe und gehören ordentlich bezahlt. Die 

Vergütung muss deshalb auch an die Tarifentwicklung geknüpft 

werden, damit Azubis langfristig gesicherte Einkünfte haben. Die 

CDU-Bildungsministerin Karliczek muss ihren aktuellen Entwurf 

dahingehend korrigieren. 

Das BAföG ist ein Erfolgsmodell, das vielen Menschen das 

Studium erst ermöglicht. Ein Studium darf nicht am Geldbeutel 

scheitern, weshalb wir ab dem Wintersemester 2019 das BAföG 

sowie das Wohngeld erhöhen. Zudem geben wir mehr 

Menschen aus Familien mit mittleren Einkommen einen BAföG-

Anspruch. Ein weiterer wichtiger Bestandteil des Koalitions-

vertrages wird damit umgesetzt.  

Die Bundesregierung hat diese Woche einen Kompromiss 

bezüglich des §219a Strafgesetzbuch vorgelegt. Ärzte und 

Ärztinnen dürfen Frauen in der persönlichen Notlage einer 

ungewollten Schwangerschaft künftig auf ihrer Homepage 

darüber informieren, dass sie einen Schwangerschaftsabbruch 

anbieten und Verlinkungen zu neutralen Stellen setzen, die über 

den Eingriff informieren. Der Entwurf wird nun in den Fraktionen 

und unserer Arbeitsgruppe Gesundheit beraten. 

Diese Woche wurde weiterhin die Einrichtung eines 

Untersuchungsausschusses zur Berateraffäre in der Bundeswehr 

beschlossen. 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie ein schönes Wochenende. 

Ihre 
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Foto  
der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

Statement 
der Woche 
 

 

„Ihr seid nicht verantwortlich 

für das, was geschah. Aber 

dass es nicht wieder geschieht, 

dafür schon.“ 
Max Mannheimer (†2016),                                                      

Holocaust-Überlebender, engagierte sich Überle-

bender in der Aufklärung des Holocaust an                 

deutschen Schulen 

 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 

 
 

 

Wann Wo Was 

 
 
Mo. ,  
04.0 2.  

 
12 .4 5
Uh r-
16.1 5  
Uh r  
 

 
BBZ 
Mü n ne rs ta dt  

 
T ref f e n z um T eam ta g  
de s  B e ru fs b i l d un g s -
zen tr um  f ür  soz i a l e  
Ber uf e  Mü n n er sta d t  

 
 
Mi . ,  
06 .0 2.  

 
13:3 0  
Uh r-  
15:0 0  
Uh r  

 
FO S 
Sc hwe in fu rt  

 
Bes uc h d er  
Fr ie d r ic h- F isc h er -
Sc hu l e,  
Fac hob e rsc h ul e  
Sc hwe in fu rt  
 

Bilder oben: Besuch bei der Frühstücksrunde des Wirtschaftsforums der SPD am 30.01.2019. Hier traf ich Herrn 
Christian Clarus, Leiter des gesundheitswirtschaftlichen Fachforums. Bild: Wirtschaftsforum der SPD e.V. 
 

Bild links: 
Der Dreh- und Angelpunkt zur Verbesserung der Pflegesitua-
tion in Deutschland ist, die Arbeitssituation der Pflegekräfte zu 
verändern: Bessere Personalschlüssel, gute Tariflöhne, Quali-
fizierung u.v.a.m. Darüber sind sich der Pflegebevollmächtigte 
der Bundesregierung Andreas Westerfellhaus und wir, die Mit-
glieder der AG Gesundheit der SPD-Bundestagsfraktion, einig. 
Herr Westerfellhaus war am vergangenen Dienstag bei uns in 
der AG zu Gast. Bild: Büro Baehrens 
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TOP-THEMA 

 

SPD-Fraktion begrüßt 

Ergebnisse der 

Kohlekommission 

 
Am frühen Samstagmorgen hat sich die 
so genannte Kohlekommission auf ge-
meinsame Vorschläge zum Kohleausstieg 
verständigt. Das Wichtigste zuerst: Das 
fast einstimmig beschlossene Ergebnis 
beachtet sowohl den Klimaschutz als 
auch die Sicherheit und Zukunft der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den 
Revieren. 
 
Die Kommission empfiehlt einen Ausstieg 
aus der Kohleverstromung bis spätestens 
2038. Demnach sollen die Kraftwerkska-
pazitäten von 2022 an stetig abgebaut 
werden, die Folgen in den betroffenen Re-
gionen soll der Bund mit 40 Milliarden 
Euro abfedern. Der Strompreis soll nicht 
steigen, der Hambacher Forst bleiben. 
 
Das ist das Fundament für einen erfolgrei-
chen Weg zum Kohleausstieg, der Klima-
schutz und die Interessen der Arbeitneh-
mer verbindet statt gegeneinander auszu-
spielen – ein wichtiges Zeichen der demo-
kratischen Gesellschaft. Weil alle beteilig-
ten Gruppen konstruktiv gearbeitet und 
auf Populismus verzichtet haben, ist die-
ser historische Kompromiss möglich ge-
worden. In der Kommission saßen 28 
stimmberechtigte Mitglieder aus verschie-
denen gesellschaftlichen Gruppen wie 
Umweltverbände, Wissenschaftler, Wirt-
schaftsvertreter und Gewerkschaften. 27 
Mitglieder stimmten dem Kompromiss am 
Ende zu. 
 
Neue Jobs werden entstehen 
Andrea Nahles, Vorsitzende der SPD-
Bundestagsfraktion, sagt: „Wir haben 
Respekt vor der Lebensleistung der Men-
schen in den Revieren. Den wirtschaftli-
chen Erfolg unseres Landes verdanken 
wir gerade auch den Beschäftigten in Ta-
gebauen und Kraftwerken. Ihnen sagen 
wir zu: Keiner fällt ins Bergfreie! Eure Hei-
mat hat Zukunft. Neue Jobs werden ent-
stehen. Wir werden diesen Weg mit euch 
gemeinsam gestalten.“ 

 
 
 
Nun ist die Bundesregierung am Zug. Die 
Kommission konnte nur Vorschläge ma-
chen, entscheiden muss am Ende der 
Deutsche Bundestag auf der Grundlage 
von entsprechenden Gesetzentwürfen der 
Regierung.  

 
Ein kurzer Überblick über die Ergeb-

nisse: 

 

 Die Leistung der Kraftwerke im Markt im 

Jahr 2022 soll auf rund 15 Gigawatt 

(GW) Braunkohle und rund 15 GW 

Steinkohle reduziert werden. Damit er-

reicht Deutschland bis 2022 im Energie-

sektor eine CO2-Minderung von min-

destens 45 Prozent im Vergleich zu 

1990. 

 

 2030 sollen noch maximal 9 GW Braun-

kohle und 8 GW Steinkohle am Netz 

sein. Auf diesem Weg wird zuverlässig 

das europapolitisch verbindliche Klima-

ziel 2030 in der Energiewirtschaft er-

reicht. 

 

 Das Enddatum der Kohleverstromung 

ist spätestens 2038. Aber: Sofern 2032 

nachgewiesen werden kann, dass ein 

Enddatum 2035 möglich ist, kann es in 

Verhandlungen mit den Betreibern auf 

2035 vorgezogen werden. 

 

 Die Kommission empfiehlt eine Entlas-

tung der Unternehmen und privaten 

Haushalte vom Strompreisanstieg, der 

durch das Ende der Kohleverstromung 

entsteht. 

 

 1,5 Milliarden Euro werden für struktur-

politische Maßnahmen in der laufenden 

Legislaturperiode bereitgestellt. 

 

 Die Kommission empfiehlt darüber hin-

aus, den betroffenen Bundesländern in 

den kommenden 20 Jahren insgesamt 

40 Milliarden Euro für den Strukturwan-

del zur Verfügung zu stellen. Darin sind 

1,3 Milliarden Euro pro Jahr über 20 

Jahre für Strukturmaßnahmen aus dem 

Bundeshaushalt enthalten. 
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 Es wurde eine Sicherheitszusage an die 

Beschäftigten vereinbart. Je nach per-

sönlicher Situation des betroffenen Be-

schäftigten sollen verbindliche, tarifliche 

Regelungen zwischen den Sozialpart-

nern getroffen werden. 

 

 Bund und Länder werden aufgefordert, 

in den kommenden Jahren insbeson-

dere Neugründungen und Erweiterun-

gen von Behörden oder Einrichtungen in 

den Revieren vorzunehmen. Durch den 

Bund sollen insgesamt bis zu 5000 neue 

Arbeitsplätze bis spätestens 2028 ge-

schaffen werden. 

 

 Innerhalb von fünf bis sieben Jahren 

sollen attraktive Rahmenbedingun-

gen für die Ansiedlung von Unterneh-

men, für Fachkräfte und Auszubil-

dende geschaffen werden. 

 

 Die Kommission hält es für wün-

schenswert, dass der Hambacher 

Forst in NRW erhalten bleibt. 

 
Matthias Miersch, zuständiger stellvertre-

tender SPD-Fraktionschef, fasst zusam-

men: „Das Ziel der SPD-Fraktion durch 

Einsetzung der Kommission ist aufgegan-

gen: Es gibt einen belastbaren Konsens 

der unterschiedlichen Gruppen bei einer 

entscheidenden Zukunftsfrage. Klima-

schutz und die Interessen der betroffenen 

Regionen, der Beschäftigten und der Wirt-

schaft sind zusammen gedacht worden. 

Nun muss der Gesetzgebungsprozess 

schnell beginnen.“ 

 

 

 

BILDUNG 

Mehr BAföG für mehr 

Studierende 

 
Ein Studium darf nicht am Geld scheitern. 

Deshalb soll das BAföG zum Winterse-

mester 2019 steigen. Mehr Studierende 

sollen einen Anspruch auf Förderung be-

kommen. Den Gesetzentwurf hat die Re-

gierung jetzt auf den Weg gebracht. 

 

Die Verbesserungen beim BAföG sind ein 

zentrales Anliegen der SPD-

Bundestagsfraktion. Die Förderung ist ein 

wichtiges Instrument, um die Chancen-

gleichheit in der Bildung zu verbessern. 

Darum haben sich die Sozialdemokratin-

nen und Sozialdemokraten in den Koaliti-

onsverhandlungen erfolgreich dafür ein-

gesetzt, beim BAföG eine Trendwende 

einzuleiten: Demnach sollen wieder mehr 

junge Menschen gefördert werden, die 

Fördersätze sollen steigen. Auch für die 

Wohnkosten gibt es mehr Geld. 

 

Den entsprechenden Gesetzentwurf hat 

die Bundesregierung am Mittwoch be-

schlossen. Der Regierungsentwurf sieht 

unter anderem folgende Neuregelungen 

vor: 

 

 Die Bedarfssätze sollen in zwei Stufen 

zum Schuljahres- bzw. Wintersemester-

beginn jeweils 2019 und 2020 steigen, 

und zwar zunächst um fünf und dann 

nochmals um zwei Prozent. Der Wohn-

zuschlag für BAföG-Berechtigte, die au-

ßerhalb der elterlichen Wohnung woh-

nen, wird überproportional angehoben 

von bisher 250 auf künftig 325 Euro mo-

natlich. Damit steigt der Förderungs-

höchstbetrag von heute 735 Euro bis auf 

861 Euro im Jahr 2020. 

 

 Die für die grundsätzlich einkommens-

abhängige Förderung entscheidenden 

Einkommensfreibeträge werden in drei 

Stufen angehoben, nämlich zeitgleich 

mit den Bedarfssatzanhebungen 2019 

um sieben Prozent, 2020 um drei Pro-

zent und darüber hinaus auch nochmals 

zum Schuljahres- bzw. Wintersemester-

beginn 2021 um sechs Prozent. Der 

Kreis der Geförderten wird damit deut-

lich ausgeweitet. 

 

 Die Kranken- und Pflegeversicherungs-

zuschläge für Geförderte werden eben-

falls angehoben. 

 

 Die bisher im BAföG vorgesehene 

Schuldendeckelung auf maximal 10.000 

Euro wird in eine zeitliche Begrenzung 

der Rückzahlungsverpflichtung umge-
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wandelt. Nach Zahlung von 77 Monats-

raten wird die verbleibende Restschuld 

erlassen. 

 

 Das bisher insbesondere als Hilfe zum 

Studienabschluss nach Überschreitung 

der Förderungshöchstdauer gewährte 

verzinsliche BAföG-Bankdarlehen wird 

durch ein zinsfreies Staatsdarlehen er-

setzt. Auch dadurch wird sichergestellt, 

dass Studierende mit BAföG-Förderung 

ihren Abschluss ohne Sorge vor einer 

schwer einzuschätzenden Schuldenlast 

erreichen können. 

 

 Schließlich wird eine ganz neue Rege-

lung zum Erlass des Darlehens nach 

spätestens 20 Jahren eingeführt, wenn 

es Darlehensnehmern trotz redlichen 

Bemühens nicht gelingt, ihren Verpflich-

tungen nachzukommen. Damit haben 

auch Darlehensnehmer Rechtssicher-

heit, die über eine längere Zeit in finan-

zielle Schwierigkeiten geraten. 

 

Im nächsten Schritt wird das Parlament 

über den Regierungsentwurf beraten. Der 

bildungspolitische Sprecher der SPD-

Bundestagsfraktion Oliver Kaczmarek 

spricht von einer Trendwende: Es werden 

wieder mehr Studierende mehr BAföG er-

halten. Dafür werde sogar noch einmal 

deutlich mehr Geld in die Hand genom-

men als im Koalitionsvertrag vereinbart. 

„Nullrunden beim BAföG gibt es mit der 

SPD nicht“, so Kaczmarek. 

 

 

 

JUSTIZ  

 

Pakt für den 

Rechtsstaat kommt 

 
Nach langem Ringen haben sich Bund 

und Länder am Donnerstag auf den Pakt 

für den Rechtsstaat geeinigt. Damit wer-

den Polizei und Justiz für einen starken 

Rechtstaat zum Schutz der Bürgerinnen 

und Bürger weiter gestärkt. 

 

Weil die schärfsten Gesetze nichts brin-

gen, wenn es kein Personal für deren An-

wendung gibt, werden bei Bund und Län-

dern bis Ende 2021 2.000 neue Stellen für 

Richterinnen und Richter, Staatsanwältin-

nen und Staatsanwälte sowie zusätzli-

ches Justizpersonal geschaffen, außer-

dem 7.500 neue Stellen bei der Polizei. 

 

Wichtig ist, dass es konkrete Zielvereinba-

rungen gibt und die Länder den Bundes-

zuschuss in Höhe von 220 Millionen Euro 

nur erhalten, wenn sie die verein-barten 

Stellen auch tatsächlich einrichten. Es 

bleibt also nicht bei bloßen Absichtserklä-

rungen. Vielmehr wird allen in der Justiz 

der Rücken gestärkt, die sich täglich für 

unseren Rechtsstaat einsetzen. Das ist in 

Zeiten, in denen unser Rechtsstaat oft kri-

tisiert oder gar verächtlich gemacht wird, 

ein ganz wichtiges Signal. 

 

Dass die Länder den Pakt für den Rechts-

staat ernst nehmen und die vereinbarten 

Stellen schaffen werden, belegt erfreuli-

cherweise die Vereinbarung der Länder 

über die Aufteilung der Bundeszu-

schüsse. Die Länder haben vereinbart, 

die 220 Millionen Euro Bundesmittel un-

tereinander wie den Länderanteil an der 

Umsatzsteuer aufzuteilen, also nach Ein-

wohnerzahl und Steuerkraft. 

 

Neben diesem zusätzlichen Personal wird 

im Rahmen des Paktes für den Rechts-

staat auch die Strafprozessordnung ver-

bessert. Justizministerin Katarina Barley 

hat Eckpunkte vorgelegt, die Ressortab-

stimmung dazu läuft. Schnellere Strafver-

fahren sollen etwa dadurch erreicht wer-

den, dass Befangenheitsanträge nicht 

mehr Strafprozesse unterbrechen kön-

nen. Polizeibefugnisse sollen erweitert 

werden, etwa die Nutzung von DNA-

Spuren, um Haut-, Augen- oder Haar-

farbe eines Täters festzustellen. 

 

Bundesjustizministerin Katarina Barley 

sieht in der Einigung auf den Pakt für den 

Rechtsstaat „ein starkes Bekenntnis zur 

Arbeit unserer Gerichte und Staatsanwalt-

schaften.“ 

 

Die stellvertretende SPD-Fraktionsvor-
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sitzende Eva Högl und der rechtspoliti-

sche Sprecher der SPD-Fraktion Johan-

nes Fechner erklärten: „Wir wollen einen 

starken und effektiven Rechtsstaat. Dafür 

schaffen wir mehr Personal in der Justiz 

und ermöglichen effektivere Strafpro-

zesse, um Deutschland noch sicherer zu 

machen.“ 

 

 

 

LÄNDLICHE RÄUME 

 

Kultur auf dem Land 

stärken 

 
Die Koalition verfolgt mit der „Agenda für 

Kultur und Zukunft“ das Ziel, die kulturel-

len Schätze der Regionen zu fördern und 

zu stärken und dadurch die Lebensquali-

tät außerhalb von Metropolen weiter zu 

verbessern. Denn das Ziel der SPD-

Fraktion ist, die Gleichwertigkeit der Le-

bensverhältnisse in ganz Deutschland zu 

erreichen.  

 

Darum hat der Bundestag am Donnerstag 

einen Antrag der Fraktionen von 

CDU/CSU und SPD beraten, der die Bun-

desregierung zu mehr Anstrengungen in 

der Kulturförderung auffordert (Drs. 

19/7426). 

 

In dem Antrag wird deutlich gemacht, 

dass eine kulturelle Grundversorgung zur 

regionalen Daseinsvorsorge in öffentli-

cher Verantwortung gehört. Das betrifft 

zum Beispiel Bibliotheken, Jugendeinrich-

tungen, Orte der Begegnung, Kinos, The-

ater, Museen, Konzerte und Ausstellun-

gen. Es müsste allerdings noch viel mehr 

Angebote geben, monieren die Fraktionen 

in ihrer Vorlage. 

 

Da Bund, Länder und Gemeinden ge-

meinsam die Verantwortung für kulturelle 

Teilhabe tragen, fordern die Abgeordne-

ten für die Kultur auf dem Land eine um-

fassendere Förderung und mehr Vernet-

zungen sowie Kooperation. Dazu gehört 

beispielsweise, dass die Bundesregierung 

sich in der neu gegründeten Kulturminis-

terkonferenz engagiert, um die Stärkung 

der ländlichen Räume bei Projektvorha-

ben voranzubringen. 

 

Außerdem soll unter anderem ein Kon-

zept für ein Zukunftsprogramm Kino au-

ßerhalb von Metropolen vorgelegt wer-

den, Künstlerinnen und Künstler in der 

Fläche verstärkt gefördert und Kultur und 

kulturelle Bildung für alle ermöglicht wer-

den.  

 

Außerdem soll geprüft werden, wie der 

Bund zum Erhalt der vielfältigen Biblio-

thekslandschaft und ihrer zunehmenden 

gesellschaftlichen Bedeutung beitragen 

kann. Ebenso soll der Zugang zu Kultur in 

ländlichen Gebieten durch mobile Ange-

bote und Partnerschaften von Kulturein-

richtungen in Metropolen erweitert wer-

den. 

 

In ländlichen Räumen fördern Kultur und 

das materielle und immaterielle Erbe den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt, die re-

gionale Identität und die Lebensqualität 

der Menschen. Eine lebendige Kulturland-

schaft stärkt die Bindung der Menschen 

an ihre Region und auch untereinander, 

und damit auch das Gemeinwesen. Eine 

gute Lebensqualität bringt Aufwind in den 

Regionen. Kultur spielt hier eine entschei-

dende Rolle. 

 

 

 

WIRTSCHAFT 

 

Jahreswirtschafts-

bericht 2019. 

Arbeitsplätze und 

Wirtschaftswachstum 

weiterhin positiv 

 
Am Mittwoch hat das Kabinett den Jahres-

wirtschaftsbericht 2019 beschlossen; am 

Donnerstag hat das Parlament über die 

aktuellen konjunkturellen Entwicklungen 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

7 

debattiert (Drs. 19/7440). Der Jahreswirt-

schaftsbericht der Bundesregierung bilan-

ziert die zentralen wirtschaftspolitischen 

Entwicklungen des vergangenen Jahres 

und gibt einen Ausblick auf die gesamt-

wirtschaftliche Entwicklung des Jahres 

2019. 

 

In dem Bericht bekennt sich die Bundes-

regierung zu den Grundsätzen einer sozi-

alen Marktwirtschaft als „Richtschnur der 

Wirtschafts- und Finanzpolitik“. Beson-

dere Herausforderung sei, Unternehmen 

beim digitalen Wandel in Wirtschaft, Ar-

beitswelt und Gesellschaft zu begleiten. 

Globalisierung, gerechte Teilhabe am 

Wohlstand und der demographische 

Wandel sind weitere Aspekte, deren Be-

wältigung als wesentlich für die Zukunfts-

fähigkeit der Sozialen Marktwirtschaft her-

vorgehoben wird. 

 

Die deutsche Wirtschaft befindet sich 

nach wie vor in einem konjunkturellen Auf-

schwung. Im Jahr 2018 ist sie weiter ge-

wachsen und setzt damit den Trend der 

vergangenen zehn Jahre seit Ende der 

Banken- und Finanzkrise im Jahr 2008 

fort: Das Bruttoinlandsprodukt nahm um 

1,5 Prozent zu.  

 

Die Arbeitslosenquote hat mit 5,2 Prozent 

im Jahr 2018 den niedrigsten Stand seit 

der Wiedervereinigung erreicht. Insge-

samt waren 44,8 Millionen Menschen er-

werbstätig. Den deutlichsten Zuwachs 

verzeichneten erneut die sozialversiche-

rungspflichtigen Beschäftigungsverhält-

nisse, die auf 32,9 Millionen anwuchsen. 

Insbesondere die Arbeitslosigkeit bei Ju-

gendlichen und Langzeitarbeitslosen 

wurde weiter abgebaut und erreichte 

ebenfalls einen sehr niedrigen Stand. Weil 

die Nettolöhne und -gehälter sowie die 

Renten weiter gestiegen sind und die Ko-

alition die Bürgerinnen und Bürger bei 

Steuern und Abgaben entlastet, steigen 

die verfügbaren Einkommen deutlich an.  

 

Das hat, flankiert durch massive, von der 

SPD-Seite angestoßene Investitionen des 

Staates aus der letzten und laufenden Le-

gislaturperiode vor allem in die Infrastruk-

tur, positive Auswirkungen auf die Nach-

frage im Inland. Sie ist eine wesentliche 

Stütze des konjunkturellen Aufschwun-

ges. Darüber hinaus hat der Bund erneut 

keine neuen Schulden aufgenommen und 

konnte die gute Einnahmesituation für Zu-

kunftsinvestitionen nutzen. 

 

Lücke bei den Fachkräften entgegen-

wirken 

 

Für das Jahr 2019 wird erwartet, dass sich 

der Wachstumstrend fortsetzen wird. Al-

lerdings werden die hohen Wachstumsra-

ten der Jahre 2016 und 2017 voraussicht-

lich nicht erreicht. Da jedoch die Löhne 

und die verfügbaren Einkommen der Be-

schäftigten weiter steigen und Familien 

durch aktuell beschlossene Maßnahmen 

weiter entlastet werden, sind die Rahmen-

bedingungen weiterhin sehr gut. Durch 

die kontinuierlichen Investitionen der Bun-

desregierung in Infrastrukturen, Kinderbe-

treuungsangebote, Pflege und die Digita-

lisierung bleibt die Binnennachfrage auch 

2019 stabil. 

 

Zugleich wird das geplante Fachkräfteein-

wanderungsgesetz der vielfach von den 

Unternehmen beklagten Fachkräftelücke 

entgegenwirken.  

 

Bernd Westphal, wirtschaftspolitischer 

Sprecher der SPD-Fraktion, bilanziert: 

„Wir brauchen eine echte Schwerpunkt-

setzung in der Industriepolitik, um unsere 

Wirtschaft auch in Zukunft wettbewerbsfä-

hig zu halten und Arbeitsplätze zu sichern. 

Dies ist umso dringlicher, als dass auch 

die Klimaschutzpolitik dringend Antworten 

verlangt.“ 

 

Überfällige Industriestrategie 

 

Überfällig sei die von Bundeswirtschafts-

minister Peter Altmaier (CDU) angekün-

digte umfassende Industriestrategie, um 

die Schlüsselsektoren für unsere Wirt-

schaftsstruktur von morgen zu identifizie-

ren. Westphal: „Sowohl bei der Digitalisie-

rung von Wirtschaft und Gesellschaft, 

aber auch der notwendigen Energie- und 

Mobilitätswende werden noch vielfältige 

Aufgaben auf uns zukommen.“ 

 

Die jüngsten Beschlüsse der Regierungs-

kommission „Wachstum, Strukturwandel, 
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Beschäftigung“ haben mit dem bevorste-

henden Kohleausstieg nochmals zusätzli-

che Hausaufgaben gestellt. Das Bundes-

wirtschaftsministerium müsse, so West-

phal, nun „rasch mit mutigen Vorschlägen 

voran gehen, damit wir den vom Struktur-

wandel betroffenen Regionen in Kürze 

verlässliche Antworten geben können.“ 

 

 

 

ENERGIE 

Stromnetze für die 

Energiewende 

 
Am Donnerstag hat der Bundestag in ers-

ter Lesung das „Gesetz zur Beschleuni-

gung des Energieleitungsausbau“ (Netz-

ausbaubeschleunigungsgesetz, Drs. 

19/7375) beraten. Mithilfe dieses Geset-

zes soll die Infrastruktur für ein Gelingen 

der Energiewende gestärkt werden. Nur 

mit effizienten und modernen regionalen 

Verteil- und überregionalen Übertra-

gungsnetzen lässt sich das Ziel der Koali-

tion erreichen, 65 Prozent Anteil an erneu-

erbare Energien an der Stromerzeugung 

bis 2030. 

 

Worum geht es genau? Die Stromleitun-

gen in Deutschland müssen schneller 

ausgebaut werden als in der Vergangen-

heit, um die Ziele des Koalitionsvertrags 

umsetzen zu können. Das Gelingen der 

Energiewende mit dem Ausbau der er-

neuerbaren Energien, dem optimalen Be-

trieb konventioneller Kraftwerke und dem 

internationalen Stromhandel hängt we-

sentlich von dem Zustand und den Kapa-

zitäten der Stromleitungen ab. 

 

Insbesondere Hoch- und Höchstspan-

nungsleitungen sind erforderlich, um den 

Strom von Windkraftparks im Norden zu 

den Verbrauchszentren im Süden zu lei-

ten. Nur dann können die Ausbauziele bei 

den regenerativen Energien erreicht wer-

den. Darum sollen die Verfahren für Pla-

nung und Genehmigung für den Neubau, 

die Optimierung und Verstärkung von 

Stromleitungen, insbesondere für den 

Transport von Nord- nach Süddeutsch-

land, beschleunigt werden. 

 

Es wird durch das Gesetz sichergestellt, 

dass die Öffentlichkeit weiterhin frühzeitig 

und umfassend beteiligt wird – während 

des gesamten Prozesses von der Netz-

entwicklungsplanung bis zur Planfeststel-

lung. Inhaltliche Kriterien beim Stromlei-

tungsausbau, die dem Schutz der Bürge-

rinnen und Bürger, z. B. hinsichtlich mag-

netischer und elektrischer Felder, dienen, 

bleiben erhalten. Gleichzeitig werden ent-

schädigungsrechtliche Regeln bundes-

weit vereinheitlicht, um vom Netzausbau 

betroffene Grundstücksbesitzerinnen und 

-besitzer zu entschädigen. 

 

 

 

EUROPA 

 

Vorbereitungen für 

ungeregelten Brexit 

treffen 

 
Der Termin zum so genannten Brexit 

(Austritt Großbritanniens aus der EU) 

rückt näher. Zwei Gesetzentwürfe, die der 

Bundestag am Donnerstag in erster Le-

sung beraten hat, sollen Rechtssicherheit 

für den Fall eines ungeregelten Brexits 

schaffen. Denn mit solch einem ungere-

gelten Austritt des Vereinigten König-

reichs aus der EU enden auch die Rege-

lungen zur Koordinierung der Systeme 

der sozialen Sicherheit sowie die Mitglied-

schaft im Europäischen Währungsraum 

(EWR). 

Mit dem Brexit-Übergangsgesetz (Drs. 

19/7376) gewährleistet die Koalition des-

halb sozialen Schutz für Bürgerinnen und 

Bürger aus dem Vereinigten Königreich 

bzw. Deutschland, die zum Beispiel An-

sprüche in der Kranken-, Pflege-, Unfall-, 

Renten- und Arbeitslosenversicherung er-

worben und vor dem EU-Austritt Großbri-

tanniens relevante Zeiten im Sinne der 

oben genannten Koordinierungsvorschrif-

ten zurückgelegt haben. Auszubildende 

sollen auch nach dem Austritt für einen in 
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Großbritannien bereits vorher begonne-

nen Ausbildungsabschnitt gegebenenfalls 

noch bis zu dessen Abschluss Leistungen 

nach dem BAföG erhalten. 

 

Britische Staatsbürger, die vor dem 30. 

März 2019 einen Antrag auf Einbürgerung 

in die Bundesrepublik Deutschland ge-

stellt haben, müssen nicht wie sonst üb-

lich ihre britische Staatsbürgerschaft auf-

geben. Umgekehrt verlieren Deutsche, 

die einen Antrag auf Einbürgerung in 

Großbritannien gestellt haben, nicht ihre 

deutsche Staats-angehörigkeit. 

 

Steuerliche Regelungen 

 

Das so genannte Brexit-Steuerbegleitge-

setz (Drs. 19/7377) enthält steuerliche 

und finanzmarktrechtliche Regelungen 

zur Begleitung des Austritts des Vereinig-

ten Königsreichs aus der EU. Das Verei-

nigte Königreich wird ab dem 30. März 

2019 bzw. bei einem Austrittsabkommen 

nach Ablauf der vereinbarten Übergangs-

frist wie ein Drittstaat behandelt.  

 

Um unvorhergesehene Belastungen ab-

zuwenden, sollen Sonderregelungen, die 

für EU-Sachverhalte eine günstigere Be-

steuerung vorsehen als für Nicht-EU-

Sachverhalte, für Altfälle fortgelten. Auch 

sollen Unternehmen aus dem Finanzsek-

tor aus Großbritannien übergangsweise 

ihr Marktzugangsrecht behalten können, 

um Risiken für die Finanzmärkte zu ver-

meiden. 

 

 

 

AUSSENPOLITIK  

 

Nein zu automatisierten 

Kampf-Robotern! 

 
Die SPD-Bundestagsfraktion hat am 

Dienstag auf ihrer Fraktionssitzung ein 

Positionspapier „Für ein Verbot Letaler 

Autonomer Waffensysteme“ beschlossen.  

 

Die Entscheidung über den Einsatz von 

Waffen in Konflikten darf nicht von Soft-

ware entschieden werden. Dennoch stre-

ben einige Staaten nach genau diesen Le-

talen Autonomen Waffensystemen. Es 

bedarf daher möglichst bald einer völker-

rechtlichen Regelung - ansonsten droht 

ein verheerender Rüstungswettlauf. 

 

Es gibt zahlreiche militärische Anreize, 

den Einsatz Künstlicher Intelligenz im Ver-

teidigungsbereich zu forcieren: Die Not-

wendigkeit, eigene Soldatinnen oder Sol-

daten in Konfliktgebiete zu schicken, sinkt 

beträchtlich. Gleichzeitig steigt die Fähig-

keit zur Reaktion, etwa auf feindlichen Be-

schuss. Menschliche Schwächen wie 

Stress, Angst oder Exzesse sind von Al-

gorithmen gesteuerten Kampfrobotern 

fremd. 

 

Aber Maschinen fehlen auch elementare 

menschliche Eigenschaften: Moralvorstel-

lungen und ein Verständnis von Leben 

und Tod. Gegnerische Kombattanten dür-

fen niemals zu reinen Datenpunkten wer-

den, die ein Algorithmus „abzuarbeiten“ 

hat. Die SPD-Bundestagsfraktion ist der 

festen Überzeugung, dass es weder mit 

der im Grundgesetz verankerten Men-

schenwürde noch mit den fundamentalen 

Menschenrechten vereinbar ist, die Ent-

scheidung über Leben und Tod an Ma-

schinen zu delegieren. 

 

Darüber hinaus stellen sich zahlreiche 

praktische Fragen, wie zum Beispiel, wer 

mögliche tödliche Fehlentscheidungen ei-

nes autonomen Kampfroboters letztend-

lich zu verantworten hat. Das Völkerrecht 

hat hierauf bislang kaum Antworten parat.  

 

Andererseits sind die Hürden des Völker-

rechts an die Gewaltanwendung hoch: 

Die Unterscheidung zwischen Zivilisten 

und Kombattanten etwa ist von funda-

mentaler Bedeutung. Ob und wie das je-

doch von einer Maschine in einem asym-

metrischen Konflikt geleistet werden 

kann, ist mehr als zweifelhaft. 

 

Ein kaum zu kontrollierender High-

Tech-Rüstungswettlauf 

 

Vor dem Hintergrund der wachsenden 
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Spannungen und der zunehmenden Kon-

kurrenzsituation zwischen den USA und 

China droht nicht zuletzt ein kaum zu kon-

trollierender High-Tech-Rüstungswettlauf. 

Durch das erhebliche Potenzial einer mili-

tärischen Überlegenheit im Bereich auto-

nomer Waffen wird es sich keine Groß-

macht erlauben können, zurückzuste-

cken. Umso wichtiger ist es, jetzt univer-

sell verbindliche Grenzen zu definieren, 

die die technologische Aufrüstungslogik 

durchbrechen und Vertrauen stiften kön-

nen. 

 

Das EU-Parlament wie auch das belgi-

sche Parlament haben unlängst Resoluti-

onen verabschiedet, welche die Entwick-

lung und den Einsatz autonomer Waffen 

ächten. Die SPD-Bundestagsfraktion hat 

sich deshalb noch einmal deutlich dieser 

Position angeschlossen und wird sich 

auch künftig für ein internationales, völ-

kerrechtliches Verbot Letaler Autonomer 

Waffensysteme, die außerhalb menschli-

cher Verfügungsgewalt stehen, einsetzen. 
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